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Bieler Tagblatt

«Wir haben Schuld auf uns geladen»
Neue Akten zeigen, wie es zur epochalen Entschuldigung von Bundesrat Kaspar Villiger für die Flüchtlingspolitik im Zweiten Weltkrieg kam. 

Julian Spörri

Die meisten politischen Reden 
sind am nächsten Tag verges-
sen. Nur wenige überdauern 
Jahre, noch weniger Jahrzehnte. 
Eine davon hält Kaspar Villiger 
am 7. Mai 1995. Der freisinnige 
Bundespräsident entschuldigt 
sich für die Schweizer Flücht-
lingspolitik während des Zwei-
ten Weltkriegs. «Es steht für 
mich ausser Zweifel, dass wir 
mit unserer Politik gegenüber 
den verfolgten Juden Schuld auf 
uns geladen haben», sagt Villi-
ger im Parlament anlässlich der 
Gedenkfeier 50 Jahre nach 
Kriegsende.

Es sei falsch gewesen, den 
Judenstempel des NS-Regimes 
zu billigen – eine Markierung, 
die dazu führte, dass Tausende 
Jüdinnen und Juden an der 
Grenze abgewiesen wurden. 
«Der Bundesrat bedauert das 
zutiefst und entschuldigt sich 
dafür», sagt Villiger, wohl wis-
send, «dass solches Versagen 
letztlich unentschuldbar ist.»

Historiker sieht  
die Rede als Zäsur
Sacha Zala erinnert sich noch 
gut an den Moment, als er diese 
Worte hörte. Er sass im Studen-
tenheim. Als junger Historiker 
habe es ihn irritiert, dass der 
Bundesrat über die Geschichte 
urteilte, statt dieses Feld seinem 
Fach zu überlassen. Heute, 
30 Jahre später, fällt sein Urteil 
anders aus: «Die Rede ist poli-
tisch brillant und austariert. Sie 
markierte eine Zäsur im Um-
gang der offiziellen Schweiz mit 
ihrer Rolle im Zweiten Weltkrieg 
und öffnete für die Öffentlichkeit 
das Feld für eine vertiefte Be-
schäftigung mit der eigenen Ge-
schichte», sagt der Direktor der 
Forschungsstelle Diplomatische 
Dokumente der Schweiz (Do-
dis). Sein Team hat das Bundes-
archiv systematisch nach Akten 
aus dem Jahr 1995 durchforstet 
und dabei auch Dokumente zur 
Villiger-Rede aufgespürt.

Die Rede fällt in eine Zeit, in der 
die Erinnerungskultur «stark 
parteipolitisch aufgeladen» war, 
wie Zala sagt. Bürgerliche stell-
ten das Neutralitätsnarrativ 
über alles: Die Schweiz habe im 
Zweiten Weltkrieg angesichts 
der Bedrohungslage nicht an-
ders handeln können. Linke 
Kreise zweifelten dieses Bild an 
und forderten die Rehabilitie-
rung von Helfern jüdischer 
Flüchtlinge wie Paul Grüninger. 
«Mit seiner Rede bediente Villi-
ger beide Seiten», sagt Zala. Der 
Ton war weder anklagend noch 
lobhudelnd und blendete die 
historischen Umstände nicht 
aus. «Der breiten Bevölkerung 
wurde klar vor Augen geführt, 
dass eine Glorifizierung der Rol-
le der Schweiz nicht mehr ange-
zeigt ist.» Zala spricht von 
einem «politischen Lehrstück».

In einer Zeit, in der dem 
Bundesrat bisweilen Zaghaftig-

keit vorgeworfen wird und die 
Polarisierung zunimmt, hat die 
Villiger-Rede nicht an Aktualität 
verloren. Wie gelingt solch ein 
politischer Wurf?

Unterkühlte Reaktionen  
im Bundesrat
Wir schreiben den 3. Mai 1995. 
Villiger liest seinen Bundesrats-
kollegen Teile seiner geplanten 
Rede vor. Er beschränkt sich laut 
Sitzungsprotokoll auf die kri-
tischsten Passagen, will nur die 
Entschuldigung abgesegnet ha-
ben. Prompt fragt Aussenminis-
ter Flavio Cotti (CVP), ob auch 
die positiven Seiten der damali-
gen Schweizer Politik erwähnt 
würden. Villiger bejaht.

Justizminister Arnold Koller 
(CVP) hält den Begriff der Ent-
schuldigung aus rechtlichen 
Gründen für problematisch. 
Auch Finanzminister Otto Stich 
(SP) ist skeptisch. Der Juden-

stempel sei rassistisch gewesen, 
aber die Entschuldigung bedeu-
te nicht, dass «wir künftig alle 
Flüchtlinge aufnehmen kön-
nen». Auch im Zweiten Welt-
krieg sei «das Boot teilweise 
voll» gewesen, sagt Stich in An-
lehnung an Bundesrat Eduard 
von Steiger, der 1942 mit der 
Aussage «Das Boot ist voll» die 
restriktive Schweizer Flücht-
lingspolitik rechtfertigte.

Trotz des spürbaren Unbe-
hagens – selbst auf linker Seite – 
opponiert im Bundesrat nie-
mand formell gegen die Rede. 
Villiger hat freie Fahrt für seinen 
Auftritt. Pikant: Gegen einen sol-
chen wehrte sich ursprünglich 
auch der FDP-Bundespräsident 
selbst. Er lehnte es noch im No-
vember 1994 ab, zum 50. Jahres-
tag des Kriegsendes Feierlichkei-
ten auszurichten. Dies sei nicht 
nötig, betonte er im Bundesrat. 
Schliesslich habe man 1989 mit 

den sogenannten Diamant-Ver-
anstaltungen die Kriegsmobil-
machung von 1939 gewürdigt.

Nur die Wehrhaftigkeit zu 
feiern, nicht aber das Kriegsen-
de: Linke Kreise liefen gegen 
diese Form der Vergangenheits-
bewältigung Sturm. Auch die 
Kirchen und einige bürgerliche 
Politiker setzten Druck auf. Auf 
Initiative eines SP-Nationalrates 
und einer CVP-Nationalrätin 
forderten 120 Abgeordnete eine 
Sondersession zum Kriegsende-
Jubiläum.

Kein Einknicken  
vor dem Ausland
Der öffentliche Druck zwang die 
Regierung zum Umdenken. Der 
Bundesrat nahm sowohl an 
einer von den Kirchen organi-
sierten Gedenkfeier im Berner 
Münster als auch an jener im 
Parlament teil. Dort setzte Villi-
ger zur Entschuldigung an. 

Wie die Akten aus dem Bundes-
archiv zeigen, war die Entschul-
digung in einem ersten Entwurf 
der Rede noch nicht vorgese-
hen. Villigers engste Mitarbei-
tende schlugen Ende März 1995 
– in Stichwortform – eine deut-
lich zurückhaltendere Fassung 
vor. Reifliche Überlegungen 
und viele Gespräche hätten ihn 
dann dazu bewogen, die Ent-
schuldigung auszusprechen, er-
klärte Villiger später vor dem 
Bundesrat.

«Er hat die hoch aufgelade-
ne Stimmung erfasst und ist über 
seinen Schatten gesprungen», 
sagt Dodis-Direktor Sacha Zala. 
Villiger habe damit vor allem auf 
innenpolitische Entwicklungen 
reagiert. «Es war wohl der letzt-
mögliche Moment, ohne dass 
die Entschuldigung als Einkni-
cken vor ausländischem Druck 
erschienen wäre.» Dieser Druck 
aus dem Ausland nahm vor al-
lem in der zweiten Hälfte der 
1990er-Jahre massiv zu. Die 
Schweiz musste die Aufarbei-
tung der nachrichtenlosen Ver-
mögen angehen. Die Banken 
mussten Gelder an die Hinter-
bliebenen von Holocaust-Op-
fern zurückzahlen.

Rückblickend erscheint die 
Villiger-Rede als Fingerzeig in 
die Zukunft: Politische Verant-
wortung rechtzeitig zu überneh-
men, statt sich hinter der Ge-
schichte zu verstecken.

Warum neue Dokumente 
öffentlich werden

Die Forschungsstelle Dodis pu-
bliziert jährlich eine Aktenedition 
zur Geschichte der Schweizer 
Aussenpolitik. Da für Bestände 
aus dem Bundesarchiv in der Re-
gel eine Schutzfrist von 30 Jah-
ren gilt, befasst sich die neueste 
Ausgabe mit dem Jahr 1995. Sie 
erschien Anfang Januar 2026. 
Die zitierten Dokumente sind 
auch online abrufbar. (chm)
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Lohndumping auf Schienen kehrt zurück
Italienische Löhne auf der Gotthard-Achse? Gewerkschafter schlägt Alarm. 

Henry Habegger

«Skandalöse Löhne!» titelte 
2014 die Eisenbahngewerk-
schaft SEV in ihrer Mitglieder-
zeitung. Das ausländisch be-
herrschte Güterbahnunterneh-
men Crossrail wolle in Brig 
italienische Lokomotivführer zu 
Dumpinglöhnen anstellen. Die 
Grenzgänger sollten 3350 Fran-
ken pro Monat verdienen, was 
rund ein Viertel über dem Lohn 
in Italien liege, aber 2000 Fran-
ken unter dem Gehalt, das Lok-
führer in der Schweiz erzielten, 
so der SEV damals.

Um die Erosion der Löhne zu 
verhindern, reichte der Eisen-
bahnerverband Beschwerde 
gegen einen Entscheid des Bun-
desamts für Verkehr ein – und 
bekam Recht. Das Bundesver-
waltungsgericht schob dem 

Lohndumping ein Jahr später 
den Riegel. Es befand: In der 
Schweiz stationierte Lokomotiv-
führerinnen und Lokomotivfüh-
rer, die im grenzüberschreiten-
den Bahnverkehr tätig sind, 
müssen Löhne erhalten, die in 
der Schweiz üblich sind.

14 Lokführer aus Italien
Zehn Jahre später taucht das 
Lohndumping wieder auf, dies-
mal in mutierter Form. «Lohn-
dumping auf der Gotthardstre-
cke?» lautet der Titel einer 
Interpellation, die der Luzerner 
SP-Nationalrat und Gewerk-
schafter David Roth eingereicht 
hat. Er schreibt: «Aus dem Kan-
ton Tessin erreichen uns zuneh-
mend Meldungen, wonach die 
wichtigsten Eisenbahnunter-
nehmen – insbesondere SBB 
Cargo International und die 

Deutsche Bahn – Lokführerin-
nen und Lokführer mit Schwei-
zer Arbeitsverträgen durch sol-
che mit italienischen Arbeitsver-
trägen ersetzen.»

Die italienischen Tochter-
gesellschaften dieser Unter-
nehmen würden «Lokpersonal 
für die Schweizer Zulassung» 
ausbilden, «damit diese Züge 
von der italienischen Grenze 
bis nach Arth-Goldau führen 
können».

Roth nennt ein konkretes 
Beispiel: Ab Januar 2026 habe 
die Schweizer Filiale der Deut-
schen Bahn von SBB Cargo die 
Zugbeförderung zwischen der 
deutschen und der italienischen 
Grenze übernommen. SBB Car-
go habe dafür bisher 18 Lokfüh-
rerinnen und Lokführer be-
schäftigt. Die Schweizer DB-
Filiale habe jedoch «lediglich 

vier neue Lokführer einge-
stellt». Gestützt auf Informatio-
nen aus dem Tessin schliesst 
Roth: «Ein grosser Teil der 
Arbeit scheint an die italienische 
Filiale der Deutschen Bahn ver-
geben worden zu sein.»

Viel tiefere Löhne in Italien
Eine schnelle Internetrecherche 
zeigt: In Italien verdienen Lok-
führer häufig zwischen 30’000 
und 40’000 Euro brutto pro 
Jahr. In der Schweiz liegt der 
Durchschnittslohn von Lokfüh-
rern mehr als doppelt so hoch.

Vom Bundesrat will Gewerk-
schafter Roth nun unter ande-
rem wissen, ob auch in anderen 
Landesteilen Lokpersonal mit 
Schweizer Arbeitsverträgen 
durch Personal mit ausländi-
schen Verträgen ersetzt wird – 
und was der Bundesrat gegen 

dieses Lohndumping unter-
nimmt. Angesprochen sind 
Wirtschaftsminister Guy Par-
melin und Verkehrsminister Al-
bert Rösti, beide SVP.

Zumindest ansatzweise 
scheint das Phänomen auch in 
anderen Bahnbereichen zu be-
stehen. Er kenne ein ähnliches 
Beispiel aus dem Personenver-
kehr, sagt ein Lokführer: «Auf 
dem Eurocity Stuttgart–Zürich 
fahren die DB-Lokführer mit 
deutlich tieferem Lohnniveau 
die ganze Strecke bis nach Zü-
rich.» Womit die SBB zweifellos 
Geld sparten. Denn umgekehrt 
führen die teureren Schweizer 
Lokführer auf der Strecke Zü-
rich–Stuttgart nur bis Singen in 
Deutschland, also kurz nach der 
Grenze. Ab Singen übernehmen 
bis Stuttgart wieder die DB-
Lokführer. 

Die meisten politischen Reden
sind am nächsten Tag verges-
sen. Nur wenige überdauern
Jahre, noch weniger Jahrzehnte.
Eine davon hält Kaspar Villiger
am 7. Mai 1995. Der freisinnige
Bundespräsident entschuldigt
sich für die Schweizer Flücht-
lingspolitik während des Zwei-
ten Weltkriegs. «Es steht für
mich ausser Zweifel, dass wir
mit unserer Politik gegenüber
den verfolgten Juden Schuld auf
uns geladen haben», sagt Villi-
ger im Parlament anlässlich der
Gedenkfeier 50 Jahre nach
Kriegsende.

Es sei falsch gewesen, den
Judenstempel des NS-Regimes
zu billigen – eine Markierung,
die dazu führte, dass Tausende
Jüdinnen und Juden an der
Grenze abgewiesen wurden.
«Der Bundesrat bedauert das
zutiefst und entschuldigt sich
dafür», sagt Villiger, wohl wis-
send, «dass solches Versagen
letztlich unentschuldbar ist.»

Historiker sieht
die Rede als Zäsur
Sacha Zala erinnert sich noch
gut an denMoment, als er diese
Worte hörte. Er sass im Studen-
tenheim. Als junger Historiker
habe es ihn irritiert, dass der
Bundesrat über die Geschichte
urteilte, statt dieses Feld seinem
Fach zu überlassen. Heute, 30
Jahre später, fällt sein Urteil an-
ders aus: «Die Rede ist politisch
brillant und austariert. Sie mar-
kierte eine Zäsur im Umgang
der offiziellen Schweiz mit ihrer
Rolle im Zweiten Weltkrieg und
öffnete für die Öffentlichkeit
das Feld für eine vertiefte Be-
schäftigungmit der eigenenGe-
schichte», sagt der Direktor der
Forschungsstelle Diplomatische
Dokumente der Schweiz (Do-
dis). Sein Team hat das Bundes-
archiv systematisch nach Akten
aus dem Jahr 1995 durchforstet
und dabei auch Dokumente zur
Villiger-Rede aufgespürt.

DieRede fällt in eineZeit, in der
die Erinnerungskultur «stark
parteipolitisch aufgeladen»war,
wie Zala sagt. Bürgerliche stell-
ten das Neutralitätsnarrativ
über alles: Die Schweiz habe im
Zweiten Weltkrieg angesichts
der Bedrohungslage nicht an-
ders handeln können. Linke
Kreise zweifelten dieses Bild an
und forderten die Rehabilitie-
rung von Helfern jüdischer
Flüchtlinge wie Paul Grüninger.
«Mit seiner Rede bediente Villi-
ger beideSeiten», sagtZala.Der
Ton war weder anklagend noch
lobhudelnd und blendete die
historischen Umstände nicht
aus. «Der breiten Bevölkerung
wurde klar vor Augen geführt,
dass eineGlorifizierungderRol-
le der Schweiz nicht mehr ange-
zeigt ist.» Zala spricht von
einem«politischen Lehrstück».

In einer Zeit, in der dem
Bundesrat bisweilen Zaghaftig-

keit vorgeworfen wird und die
Polarisierung zunimmt, hat die
Villiger-Rede nicht an Aktuali-
tät verloren. Wie gelingt solch
ein politischer Wurf?

Unterkühlte Reaktionen
im Bundesrat
Wir schreiben den 3. Mai 1995.
Villiger liest seinen Bundesrats-
kollegen Teile seiner geplanten
Redevor.Erbeschränkt sich laut
Sitzungsprotokoll auf die kri-
tischsten Passagen, will nur die
Entschuldigung abgesegnet ha-
ben. Prompt fragt Aussenminis-
ter Flavio Cotti (CVP), ob auch
die positiven Seiten der damali-
gen Schweizer Politik erwähnt
würden. Villiger bejaht.

Justizminister Arnold Koller
(CVP) hält den Begriff der Ent-
schuldigung aus rechtlichen
Gründen für problematisch.
Auch Finanzminister Otto Stich
(SP) ist skeptisch. Der Juden-

stempel sei rassistisch gewesen,
aber die Entschuldigung bedeu-
te nicht, dass «wir künftig alle
Flüchtlinge aufnehmen kön-
nen». Auch im Zweiten Welt-
krieg sei «das Boot teilweise
voll» gewesen, sagt Stich in An-
lehnung an Bundesrat Eduard
von Steiger, der 1942 mit der
Aussage «Das Boot ist voll» die
restriktive Schweizer Flücht-
lingspolitik rechtfertigte.

Trotz des spürbarenUnbeha-
gens – selbst auf linker Seite – op-
poniert im Bundesrat niemand
formell gegen die Rede. Villiger
hat freieFahrt für seinenAuftritt.
Pikant: Gegen einen solchen
wehrte sich ursprünglich auch
derFDP-Bundespräsident selbst.
Er lehnte es noch im November
1994 ab, zum 50. Jahrestag des
Kriegsendes Feierlichkeiten aus-
zurichten. Dies sei nicht nötig,
betonte er im Bundesrat.
Schliesslich habe man 1989 mit

den sogenannten Diamant-Ver-
anstaltungen die Kriegsmobil-
machung von 1939 gewürdigt.

Nur die Wehrhaftigkeit zu
feiern, nicht aber das Kriegsen-
de: Linke Kreise liefen gegen
diese Form der Vergangenheits-
bewältigung Sturm. Auch die
Kirchen und einige bürgerliche
Politiker setzten Druck auf. Auf
Initiative eines SP-Nationalrates
und einer CVP-Nationalrätin
forderten 120 Abgeordnete eine
Sondersession zumKriegsende-
Jubiläum.

Kein Einknicken
vor demAusland
DeröffentlicheDruckzwangdie
Regierung zumUmdenken. Der
Bundesrat nahm sowohl an
einer von den Kirchen organi-
sierten Gedenkfeier im Berner
Münster als auch an jener im
Parlament teil. Dort setzte Villi-
ger zur Entschuldigung an.

Julian Spörri

Wie die Akten aus demBundes-
archiv zeigen, war die Entschul-
digung in einem ersten Entwurf
der Rede noch nicht vorgese-
hen. Villigers engste Mitarbei-
tende schlugen EndeMärz 1995
– in Stichwortform – eine deut-
lich zurückhaltendere Fassung
vor. Reifliche Überlegungen
und viele Gespräche hätten ihn
dann dazu bewogen, die Ent-
schuldigung auszusprechen, er-
klärte Villiger später vor dem
Bundesrat.

«Er hat die hoch aufgelade-
ne Stimmung erfasst und ist
über seinen Schatten gesprun-
gen», sagt Dodis-Direktor Sa-
chaZala. Villiger habedamit vor
allem auf innenpolitische Ent-
wicklungen reagiert. «Es war
wohl der letztmögliche Mo-
ment, ohne dass die Entschuldi-
gung als Einknicken vor auslän-
dischem Druck erschienen wä-
re.» Dieser Druck aus dem
Ausland nahm vor allem in der
zweitenHälfte der 1990er-Jahre
massiv zu. Die Schweiz musste
die Aufarbeitung der nachrich-
tenlosen Vermögen angehen.
Die Banken mussten Gelder an
die Hinterbliebenen von Holo-
caust-Opfern zurückzahlen.

Rückblickend erscheint die
Villiger-Rede als Fingerzeig in
die Zukunft: Politische Verant-
wortung rechtzeitig zu überneh-
men, statt sich hinter der Ge-
schichte zu verstecken.

Warum neue Dokumente
öffentlich werden

DieForschungsstelleDodispub-
liziert jährlich eine Aktenedition
zur Geschichte der Schweizer
Aussenpolitik. Da für Bestände
ausdemBundesarchiv inderRe-
geleineSchutzfristvon30Jahren
gilt,befasstsichdieneuesteAus-
gabe mit dem Jahr 1995. Sie er-
schien Anfang Januar 2026. Die
zitierten Dokumente sind auch
online abrufbar. (chm)

«Skandalöse Löhne!» titelte
2014 die Eisenbahngewerk-
schaft SEV in ihrer Mitglieder-
zeitung. Das ausländisch be-
herrschte Güterbahnunterneh-
men Crossrail wolle in Brig
italienischeLokomotivführer zu
Dumpinglöhnen anstellen. Die
Grenzgänger sollten 3350 Fran-
ken pro Monat verdienen, was
rund ein Viertel über dem Lohn
in Italien liege, aber 2000 Fran-
ken unter dem Gehalt, das Lok-
führer in der Schweiz erzielten,
so der SEV damals.

Um die Erosion der Löhne
zu verhindern, reichte der
Eisenbahnerverband Beschwer-
de gegen einen Entscheid des
Bundesamts für Verkehr ein –
und bekam Recht. Das Bundes-
verwaltungsgericht schob dem

Lohndumping ein Jahr später
den Riegel. Es befand: In der
Schweiz stationierte Lokomo-
tivführerinnen und Lokomotiv-
führer, die im grenzüberschrei-
tenden Bahnverkehr tätig sind,
müssen Löhne erhalten, die in
der Schweiz üblich sind.

14 Lokführer aus Italien
Zehn Jahre später taucht das
Lohndumping wieder auf, dies-
mal in mutierter Form. «Lohn-
dumping auf der Gotthardstre-
cke?» lautet der Titel einer
Interpellation, die der Luzerner
SP-Nationalrat und Gewerk-
schafter David Roth eingereicht
hat. Er schreibt: «Aus demKan-
ton Tessin erreichen uns zuneh-
mend Meldungen, wonach die
wichtigsten Eisenbahnunter-
nehmen – insbesondere SBB
Cargo International und die

Deutsche Bahn – Lokführerin-
nen und Lokführer mit Schwei-
zer Arbeitsverträgen durch sol-
che mit italienischen Arbeits-
verträgen ersetzen.»

Die italienischen Tochterge-
sellschaften dieser Unterneh-
men würden «Lokpersonal für
die Schweizer Zulassung» aus-
bilden, «damit diese Züge von
der italienischen Grenze bis
nach Arth-Goldau führen kön-
nen».

Roth nennt ein konkretes
Beispiel: Ab Januar 2026 habe
die Schweizer Filiale der Deut-
schen Bahn von SBB Cargo die
Zugbeförderung zwischen der
deutschen und der italienischen
Grenze übernommen. SBB Car-
go habe dafür bisher 18 Lokfüh-
rerinnen und Lokführer be-
schäftigt. Die Schweizer DB-Fi-
liale habe jedoch «lediglich vier

Henry Habegger neue Lokführer eingestellt».
Gestützt auf Informationen aus
dem Tessin schliesst Roth: «Ein
grosser Teil der Arbeit scheint
an die italienische Filiale der
Deutschen Bahn vergeben wor-
den zu sein.»

Viel tiefere Löhne in Italien
Eine schnelle Internetrecherche
zeigt: In Italien verdienen Lok-
führer häufig zwischen 30'000
und 40'000 Euro brutto pro
Jahr. In der Schweiz liegt der
Durchschnittslohn von Lokfüh-
rern mehr als doppelt so hoch.

VomBundesratwillGewerk-
schafter Roth nun unter ande-
rem wissen, ob auch in anderen
Landesteilen Lokpersonal mit
Schweizer Arbeitsverträgen
durch Personal mit ausländi-
schen Verträgen ersetzt wird –
und was der Bundesrat gegen

dieses Lohndumping unter-
nimmt. Angesprochen sind
Wirtschaftsminister Guy Par-
melin und Verkehrsminister Al-
bert Rösti, beide SVP.

Zumindest ansatzweise
scheint das Phänomen auch in
anderen Bahnbereichen zu be-
stehen. Er kenne ein ähnliches
Beispiel aus dem Personenver-
kehr, sagt ein Lokführer: «Auf
dem Eurocity Stuttgart–Zürich
fahren die DB-Lokführer mit
deutlich tieferem Lohnniveau
die ganze Strecke bis nach Zü-
rich.»Womit die SBB zweifellos
Geld sparten. Denn umgekehrt
führen die teureren Schweizer
Lokführer auf der Strecke Zü-
rich–Stuttgart nur bis Singen in
Deutschland, also kurz nach der
Grenze. Ab Singen übernehmen
bis Stuttgartwieder dieDB-Lok-
führer.
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